
Staatsanwalt des Bezirks Halle berichtet dazu u. a.: „Im 
VEB Waggonbau Halle-Ammendorf hat die Partei­
leitung an sämtliche Kollegen des Werkes persönlich 
geschrieben und sie aufgefordert, Vorschläge zur Ver­
besserung der Arbeit und zur Einführung neuer Arbeits­
methoden zu machen. Dadurch hat sich der Eingang der 
Vorschläge in den ersten fünf Monaten des Jahres 1956 
auf rund 1400 erhöht, gegenüber 925 für das gesamte 
Jahr 1955.“

Allgemein ist festzustellen, daß in den größeren, zen­
tralgeleiteten Betrieben die VO über das Vorschlags­
und Erfindungswesen zwar nicht ohne Mängel, aber 
besser eingehalten wird als in kleineren örtlich ge­
leiteten Betrieben.

Schwierigkeiten gibt es bei der Anwendung des § 13 
der 2. DB«), Hierzu wird aus dem Bezirk Halle folgendes 
berichtet: Zu Bedenken geben die zahlenmäßig geringen 
Vorschläge von Angehörigen der Intelligenz Anlaß. Seit 
Erlaß der VO vom 6. Februar 1953 sind die Vorschläge 
dieses Personenkreises zurückgegangen. So sank der 
Jahresnutzen der Vorschläge im VEB Waggonbau 
Halle-Ammendorf auf etwa 25 Prozent bis 50 Prozent in 
den Jahren 1953 bis 1955 gegenüber dem Ergebnis des 
Jahres 1952. Im VEB Braunkohlenwerk Profen und 
anderen Betrieben ist das Gleiche zu beobachten. — Als 
eine der wesentlichen Ursachen des Rückganges sehen 
die Leiter der BfE die zu straffe Regelung des § 13
2. DB an.

Der Generalstaatsanwalt von Groß-Berlin berichtet: 
Die BfE-Sachbearbeiter finden oftmals nicht die Ab­
grenzung zwischen den Leistungen der technischen und 
wissenschaftlichen Intelligenz zu denen sie auf Grund 
ihres Einstellungsverhältnisses verpflichtet sind, und 
den Leistungen, die außerhalb der Pflichten ihres 
Arbeitsvertrages liegen. Die in den Abs. 2 und 3 des § 13 
gegebene Regel für die Einordnung der von der Intelli­
genz eingebrachten Vorschläge reicht offensichtlich für 
die Abgrenzung zwischen den zu vergütenden und den 
nicht zu vergütenden Leistungen der Intelligenz nicht aus.

Der Bezirk Erfurt signalisiert: Bedauerlich ist die un­
genügende Beteiligung der Intelligenz. Das ist zu einem 
großen Teil auf § 13 der 2. DB zurückzuführen, so daß 
mangelnder materieller Anreiz die Angehörigen der 
technischen Intelligenz von der Einreichung von Vor­
schlägen abhält.

Die Überprüfung und Neufassung des § 13 erscheint 
deshalb notwendig, da auch durch eine einheitliche Aus­
legung dieses Teils der 2. DB eine zufriedenstellende 
Lösung nicht gefunden werden kann.

Was sollte von den verantwortlichen Stellen, den 
Ministerien und Staatssekretariaten, dem Patentamt, 
den Räten der Bezirke und den Betriebsleitern, zur 
Förderung des Erfindungs- und Vorschlagswesens getan 
werden?

1. Die VO über das Erfindungs- und Vorschlagswesen 
und die dazu ergangenen Durchführungsbestimmungen 
sind weiterhin — und zwar verstärkt — zu populari­
sieren.

2. Die Kontrolle und Anleitung des Amtes für Patent- 
und Erfindungswesen nach § 1 der VO ist zu erweitern. 
Darüber hinaus ist es die Pflicht der Ministerien, 
Staatssekretariate und der Räte der Bezirke, solche 
Maßnahmen einzuleiten, welche die bisher ungenügende 
Beachtung der Verordnung überwinden.

3. Fragen der Finanzierung (Vergütung) der Verbesse­
rungsvorschläge dürfen in Zukunft keinesfalls mehr 
ein Hindernis für die Entfaltung des Erfindungs- und 
Vorschlagswesens sein.

4. Eine Neufassung des § 13 der 2. DB erscheint ange­
bracht, da die jetzige Fassung die Initiative der tech­
nischen und wissenschaftlichen Intelligenz nicht fördert. * 2 3

4) 5 13 lautet:
„(1) Verbesserungsvorschläge der technischen und wissen­

schaftlichen Intelligenz werden vergütet, soweit sie eine 
Leistung darstellen, die über das Maß dessen hinausgeht, 
wozu Angehörige der technischen und wissenschaftlichen 
Intelligenz auf Grund ihres Anstellungsverhältnisses ohne­
hin verpflichtet sind.

(2) Eine solche Leistung liegt in der Regel vor, wenn 
die Verbesserungsvorschläge eine Weiterentwicklung be­
kannter Mittel und Methoden über den jeweiligen Stand 
der Technik hinaus darstellen.

(3) Verbesserungsvorschläge, die gegenüber verbindlichen 
Anweisungen oder Plänen der für das betreffende Gebiet 
zuständigen Stellen eine vorteilhaftere Lösung enthalten 
und genutzt werden, sind zu vergüten, auch wenn sie 
bekannte Mittel und Methoden zum Inhalt haben.“

5. Regelung der Besetzung der Leit-Büros, da diese 
z. Z. in vielen Fällen wegen einer ungenügenden Anzahl 
von Mitarbeitern ihre Aufgaben nicht erfüllen.

III
Obwohl sie vor allem in den ersten Monaten sehr 

unterschiedlich an die Lösung der gestellten Aufgabe 
heranging, konnte die Staatsanwaltschaft bisher in zahl­
reichen Fällen Ungesetzlichkeiten beseitigen bzw. den 
Anstoß zur Verbesserung der Arbeit auf dem Gebiete 
des Erfindungs- und Vorschlagswesens geben. Viele 
Betriebsfunktionäre, mit denen sich der Staatsanwalt 
auseinandersetzen mußte, waren für die gegebene Hilfe 
dankbar. Trotz erfolgreicher Arbeit besteht aber z. Z. 
noch kein allumfassender Überblick über den Stand der 
Gesetzlichkeit auf dem Gebiet des Erfindungs- und 
Vorschlagswesens, vor allem noch nicht in der Land­
wirtschaft. Es liegen nur vereinzelte Beispiele darüber 
vor, wie die MTS und VEG die Vorschriften über das 
Erfindungs- und Vorschlagswesen einhalten.

Wie bereits festgestellt, sind die Arbeitsergebnisse 
unterschiedlich. Nachdem bereits acht Monate lang das 
Erfindungs- und Vorschlagswesen in den Rahmen­
arbeitsplänen als Schwerpunktaufgabe bezeichnet wurde, 
schreibt der Staatsanwalt des Bezirks Dresden, daß eine 
reale Einschätzung schwierig sei, da einige Staats­
anwälte der Kreise und Stadtbezirke die Aufgaben noch 
nicht erfüllt hätten. Der Staatsanwalt des Bezirks Gera 
berichtet zur gleichen Zeit, daß sich noch nicht in allen 
Kreisen eine umfassende Tätigkeit auf diesem Gebiet 
entwickelt habe. Der Staatsanwalt des Bezirks Suhl 
teilt in einem neun Zeilen langen Sclireiben mit, daß 
der Bezirk bis zum Zeitpunkt der Berichterstattung 
f ü n f  Überprüfungen durchführte. Die Staatsanwälte 
der Bezirke Frankfurt und Schwerin sind nur in der 
Lage, über einige Vorgänge zu berichten. Abgesehen 
vom Staatsanwalt des Bezirks Gera setzen sich die ge­
nannten Bezirke leider nicht mit den Ursachen für die 
zweifellos nicht befriedigenden' Arbeitsergebnisse aus­
einander.

Die Bezirke Halle, Erfurt, Rostock und Groß-Berlin 
leisteten in der gleichen Zeit eine gute Arbeit. Das 
spiegelt sich auch in Berichten wider, die eine Art 
Zwischenbilanz über die Tätigkeit von acht Monaten 
sind.

Zu kritisieren ist, daß die bereits für das IV. Quartal 
1955 gestellte Aufgabe mehr als schleppend in Angriff 
genommen wurde. Im Jahre 1955 und auch Anfang 1956 
sind — einige Ausnahmen sollen unbeachtet bleiben — 
auf Grund der sporadischen Arbeit nur Zufallstreffer 
erzielt worden. Von einer planmäßigen Arbeit kann 
kaum gesprochen werden. Ein gewisser Aufschwung 
setzte im II. Quartal ein, vor allem in den Bezirken, in 
denen die Abteilungen V den Staatsanwälten der Kreise 
gute Anleitung (schriftliche Ausarbeitungen, Instruk­
teureinsätze) gaben.

Was ist zu beachten, um in Zukunft Mängel der ge­
schilderten Art zu vermeiden?

1. Die Abteilung Allgemeine Aufsicht beim General­
staatsanwalt ist verpflichtet — insbesondere bei neuen 
Aufgaben, bei denen keine oder wenig Erfahrungen 
darüber bestehen, wie sie erfüllt werden können — 
verstärkte Anleitung zu geben. Diese Anleitung kann 
nur dann zum gewünschten Ergebnis führen, wenn sie 
gleichzeitig mit oder unmittelbar nach der Aufgaben­
stellung erfolgt. Das wiederum ist nur möglich, wenn 
sich die verantwortlichen Staatsanwälte beim General­
staatsanwalt r e c h t z e i t i g  und gründlich mit den 
vorgesehenen Aufgaben für den Rahmenarbeitsplan 
auseinandersetzen. Es müssen bestimmte Vorstel­
lungen bestehen — besser: Erfahrungen aus den Krei­
sen vorhanden sein —-, mit welchen Methoden und in 
welchem Umfange der Staatsanwalt tätig wird.

Die Kritik von S c h ö n h e r r  (NJ. 1956 S. 375) — 
seine Vorschläge sind bedauerlicherweise viel zu spät 
und auch erst auf H a i d s  Anstoß (NJ 1956 S. 561 f.) hin 
aufgegriffen worden — verlangt sehr richtig konkretere 
Anleitung.

2. Die verbesserte Anleitung der Abteilung V beim 
Generalstaatsanwalt vorausgesetzt, gilt das oben Ge­
sagte sinngemäß natürlich auch für die Abteilung V der 
Staatsanwälte der Bezirke. Einige gute Beispiele hat es
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